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Volksbegehren nach Artikel 48 Niedersächsische Verfassung 

 
 

1. Rechtsgrundlagen 
 
Rechtsgrundlagen für die Durchführung von Volksbegehren sind: 
 

 Artikel 48 der Niedersächsischen Verfassung (NV). 
 §§ 12 bis 23 des Niedersächsischen Gesetzes über Volksinitiative, Volksbegehren und Volks-

entscheid (Niedersächsisches Volksabstimmungsgesetz - NVAbstG -). 
 Soweit nicht durch Gesetz oder Verordnung geregelt, ergänzend die Rechtsvorschriften  über 

die Landtagswahl (Niedersächsisches Landeswahlgesetz - NLWG -, Niedersächsische Lan-
deswahlordnung - NLWO -) - § 2 NVAbstG -. 

 
 

2. Verfahrensablauf eines Volksbegehrens nach dem NVAbstG 
 
Für die Durchführung eines Volksbegehrens ist zunächst das Anzeigeverfahren nach § 15 NVAbstG 
vorgeschrieben. Danach ist die Absicht, Unterschriften für ein Volksbegehren zu sammeln, der Lan-
deswahlleiterin schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige muss einen ausgearbeiteten, mit Gründen verse-
henen Gesetzentwurf enthalten, mindestens fünf, höchstens neun stimmberechtigte Personen als 
Vertreterinnen oder Vertreter des Volksbegehrens benennen und von allen benannten Vertreterinnen 
und Vertretern eigenhändig unterschrieben sein.  
 
Vertreterinnen oder Vertreter und damit Initiatoren eines Volksbegehrens nach Artikel 48 der Nieder-
sächsischen Verfassung können nur zum Niedersächsischen Landtag wahlberechtigte Personen 
sein (§ 1 Abs. 2 und § 14 NVAbstG). Die Stimmberechtigung ist durch eine Stimmrechtsbescheini-
gung der jeweils örtlich zuständigen Meldebehörde nachzuweisen. 
 
Die Anzeige mit den eigenhändigen Unterschriften und die Stimmrechtsbescheinigungen der Vertre-
terinnen oder Vertreter müssen der Landeswahlleiterin im Original vorliegen (§ 2 NVAbstG i. V. m.  
§ 53 NLWG). 
 
Die Aktivvertretung eines Volksbegehrens ist in § 14 Abs. 2 Satz 1 NVAbstG geregelt; danach ist es 
zur Wirksamkeit von Erklärungen ausreichend, wenn sie von der Mehrheit der in der Anzeige ge-
nannten Vertreterinnen und Vertreter abgegeben werden. Zur Passivvertretung ist zur Erleichterung 
des Rechtsverkehrs jede Vertreterin oder jeder Vertreter allein befugt (§ 14 Abs. 2 Satz 2 NVAbstG). 
 
Das NVAbstG geht davon aus, dass sich die Initiatoren von Volksabstimmungen durch die Landes-
wahlleiterin in rechtlichen und organisatorischen Angelegenheiten beraten lassen können. Zur Ver-
meidung formeller oder materieller Rechtsfehler sollte deshalb in aller Regel vor der Durchführung 
eines Volksbegehrens mit den Vertreterinnen oder Vertretern ein Beratungsgespräch stattfinden, bei 
dem insbesondere auch die Form und der Inhalt der Unterschriftenbögen erörtert werden. Die Ge-
staltung der Unterschriftenbögen wird nach Durchführung des Anzeigeverfahrens und ggf. eines Be-
ratungsgespräches von der Landeswahlleiterin für jedes Volksbegehren konkret und verbindlich fest-
gelegt (§ 15 Abs. 3 NVAbstG). 
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Nach Eingang der Anzeige unterrichtet die Landeswahlleiterin den Niedersächsischen Landtag und 
die Niedersächsische Landesregierung über das beabsichtigte Volksbegehren und veranlasst die 
Bekanntmachung im Niedersächsischen Ministerialblatt. 
 
Nach Abschluss des Anzeigeverfahrens können die Initiatorinnen und Initiatoren die Unterschriften-
sammlung beginnen, sobald sie den von der Landeswahlleiterin festgelegten Unterschriftenbogen 
haben. Die formellen Voraussetzungen für die Eintragung in die Unterschriftenbögen sind in § 16 
NVAbstG geregelt. Das Stimmrecht der unterzeichnenden Personen ist nachzuweisen. Zu diesem 
Zweck sind die Bögen bei der Gemeinde einzureichen, die  das Stimmrecht jeder unterzeichnenden 
Person prüft und entsprechend bestätigt. Daher ist insbesondere darauf zu achten, dass bei der 
Eintragung mehrerer Personen auf einem Unterschriftenbogen alle eingetragenen Personen in der-
selben Gemeinde mit Hauptwohnung gemeldet sind. Die Unterschriftenbögen können von jeder Per-
son frühestens am Tage nach der Bekanntmachung des Volksbegehrens im Niedersächsischen Mi-
nisterialblatt bei der jeweils zuständigen Gemeinde eingereicht werden (§ 17 Abs. 1 NVAbstG).  
§ 18 NVAbstG legt fest, in welchen Fällen die Eintragung einer Person in einem Unterschriftenbogen 
ungültig ist.  
 
Sobald den Gemeinden 25.000 gültige Eintragungen vorliegen, können die Vertreterinnen und Ver-
treter die Feststellung der Zulässigkeit des Volksbegehrens beantragen. Der Antrag ist formell an die 
Landeswahlleiterin zu richten, über die Zulässigkeit entscheidet jedoch die Landesregierung. Das 
nähere Verfahren ist in § 19 NVAbstG geregelt. 
 
Ist die Zulässigkeit des Volksbegehrens von der Landesregierung festgestellt und den Vertreterinnen 
und Vertretern mitgeteilt worden, hat die Landeswahlleiterin die Entscheidung im Niedersächsischen 
Ministerialblatt bekanntzumachen. Mit der Bekanntmachung sind ein Muster des von der Landes-
wahlleiterin festgelegten Unterschriftenbogens und das Ende der Einreichungsfrist bei den Gemein-
den (sechs Monate nach Feststellung der Zulässigkeit - § 17 Abs. 1 NVAbstG) zu veröffentlichen.  
 
Spätestens innerhalb von sechs Monaten nach Feststellung der Zulässigkeit sind die weiteren Un-
terschriften zu sammeln, um das Zustandekommen des Volksbegehrens zu erreichen. Ein Volksbe-
gehren kommt zustande, wenn es von mindestens 10 % der Stimmberechtigten unterstützt wird (Art. 
48 Abs. 3 Satz 1 NV, § 22 Abs. 2 Satz 1 NVAbstG). Als Zahl der Stimmberechtigten gilt die amtlich 
ermittelte Zahl der Wahlberechtigten bei der letzten Landtagswahl.    
 
Auf Antrag der Vertreterinnen und Vertreter, spätestens nach dem Ende der Einreichungsfrist der 
Unterschriftenbögen bei den Gemeinden, stellt der Landeswahlausschuss das Ergebnis des Volks-
begehrens fest (§ 22 Abs. 1 NVAbstG). 
 
Das vom Landeswahlausschuss festgestellte Ergebnis ist von der Landeswahlleiterin öffentlich be-
kanntzumachen. Gleichzeitig ist das Ergebnis der Landesregierung zu übermitteln, die den Gesetz-
entwurf mit ihrer Stellungnahme unverzüglich an den Landtag weiterleitet.  
 
Der Landtag ist nicht zur Annahme des mit dem Volksbegehren eingebrachten Gesetzentwurfes ver-
pflichtet, d. h., er muss ihn nicht als Gesetz beschließen. Nimmt er ihn nicht an, so ist ein Volksent-
scheid durchzuführen. 
 
 

3. Aufgaben der Abstimmungs-/ (Wahl-)Organisation bei der Durchführung von Volks-
begehren 

 
a) Landeswahlausschuss: 
Nach § 22 Abs. 1 Satz 1 NVAbstG stellt der Landeswahlausschuss spätestens nach Ende der Frist 
für die Einreichung der Unterschriftenbögen das Ergebnis des Volksbegehrens fest. Er ist dabei an 
die Auffassung der Gemeinden über die Gültigkeit der Eintragungen nicht gebunden. 
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Durch die Verweisung in § 2 NVAbstG auf die Rechtsvorschriften über die Landtagswahl wird klar-
gestellt, dass für die Beschlussfassung der für die jeweilige Landtagswahl gebildete Landeswahlaus-
schuss zuständig ist. Für die Tätigkeit des Landeswahlausschusses findet § 4 NLWO Anwendung.  
 
b) Landeswahlleiterin: 
Der Landeswahlleiterin obliegen die ihr durch das NVAbstG übertragenen Aufgaben; bei der Durch-
führung von Volksbegehren insbesondere:  
 

 Beratungsfunktion für die Vertreterinnen und Vertreter im Hinblick auf die formellen und or-
ganisatorischen Voraussetzungen, 

 Prüfung der von den Vertreterinnen und Vertretern schriftlich vorzulegenden Anzeige für das
 beabsichtigte Volksbegehren, 

 verbindliche Festlegung des Unterschriftenbogens für das Volksbegehren, 
 Unterrichtung des Landtages und der Landesregierung,  
 Unterrichtung der Gemeinden unter Einschaltung der für die Landtagswahl berufenen Kreis-

wahlleiterinnen und Kreiswahlleiter, 
 Herausgabe von Regelungen/Hinweisen an die Gemeinden über die Kreiswahlleiterinnen und 

Kreiswahlleiter, die für den einheitlichen und ordnungsmäßigen Ablauf der Durchführung von 
Bedeutung sind, 

 Weiterleitung des Antrages der Vertreterinnen und Vertreter auf Feststellung der Zulässigkeit 
des Volksbegehrens an die Landesregierung, 

 die nach dem NVAbstG vorzunehmenden Bekanntmachungen im Niedersächsischen 
Ministerialblatt. 

 
c) Gemeinden: 
Die Aufgaben der Gemeinden bei der Durchführung von Volksbegehren sind in § 17 NVAbstG gere-
gelt. Sie haben die bei ihnen einzureichenden Unterschriftenbögen auszuwerten, die Gültigkeit der 
Eintragungen festzustellen und dies auf den Unterschriftenbögen zu vermerken. Zu den von der Lan-
deswahlleiterin festgelegten Stichtagen teilen die Gemeinden auf dem Meldeweg (Gemeinde  
Kreiswahlleiterin/Kreiswahlleiter  Landeswahlleiterin) mit, wie viele gültige Eintragungen vorliegen. 
 
d) Kreiswahlleiterinnen und Kreiswahlleiter: 
Die für die Landtagswahlkreise berufenen Kreiswahlleiterinnen und Kreiswahlleiter sind aus organi-
satorischen Gründen in die Informationsübermittlung zwischen Landeswahlleiterin und Gemeinden 
eingebunden. Über sie werden die mit Schnellbriefen der Landeswahlleiterin herausgegebenen Re-
gelungen/Hinweise den Gemeinden übermittelt. In umgekehrter Richtung melden die Gemeinden die 
Zahlen der bei ihnen vorliegenden gültigen Eintragungen der jeweiligen Kreiswahlleitung, die die 
Zahlen für den Landtagswahlkreis zusammenfasst und der Landeswahlleiterin übermittelt. 
 
 

4. Weitere Fragen und Informationen: 
 
Für weitere Fragen und Informationen steht Ihnen die Geschäftsstelle der Landeswahlleiterin gern 
zur Verfügung. Sie erreichen diese: 
 

 per Telefon: (0511) 120 -4788, -4790 oder -4792. 
 per E-Mail: landeswahlleitung@mi.niedersachsen.de 
 per Post: Niedersächsische Landeswahlleiterin, Lavesallee 6, 30169 Hannover 
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